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Ar. 195.

Bekanntmachung des Ministeriums der Kirchen und Schulen zur
Aenderung seiner Bekanntmachung vom 4. Januar 1924, be¬
treffend Bestimmungen über die Aufnahme von Schülern in die
höheren Schulen.

Oldenburg , den 30. Juni 1932.

Die Bekanntmachung des Ministeriums der Kirchen und
Schulen vom 4. Januar 1924 , betreffend Bestimmungen
über dis Aufnahme von Schülern in die höheren Schulen,
wird , wie folgt , geändert:

In 8 10, Satz 1, in 8 11, Zeile 2, und in 8 16,
drittletzte Zeile , wird jedesmal hinter dem Worte „öffent¬
lichen" eingefügt „ oder gleichberechtigten privaten ", und
in 8 13, Zeile 1, wird hinter dem Worte „ öffentliche"
eingefügt „ oder gleichberechtigte private ".

Oldenburg , den 30. Juni 1932.

Ministerium der Kirchen und Schulen.
S p a n g e m a che r.
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Nr. 196.
Verordnung des Staatsministeriums zur Aenderung der Verordnung

des Staatsministeriums über den Schutz von Tieren und
Pflanzen vom 23. Juni 1930.

Oldenburg, den 9. Juli 1932.

Auf Grund des 8 47 des Gesetzes vom 15. August
1882, betreffend den Forstdiedstaht und die Forst - und Feld¬
polizei, in der Fassung des Gesetzes vom 6. Juni 1931
— O. G . Bl . S . 345 ^—, des Gesetzes vom 13. März
1920, betreffend den Schutz der Vögel , — O .G .Bl.
S . 668 — und des Artikels 9 Z 6 des Gesetzes vomi
5. Dezember 1868, betreffend die Organisation des
Staatsministeriums , ordnet das Staatsministerium für
den Laudesteil Oldenburg an:

Die Verordnung des Staatsministeriums über den
Schutz von Tieren und Pflanzen vom 28 . Juni 1930
— O .G .Bl . S . 585 — wird wie folgt geändert:

Im 8 6 Abs. 2 wird die Zahl „ 10" durch die
Zahl „ 11" ersetzt.

Oldenburg , den 9. Juli 1932.

Staatsministerium.
(Siegel ) Rover . Spangemacher.

Carstens.

Ur. 197.
Verordnung des Staatsministeriums für den Freistaat Oldenburg

über die Aufnahme von Darlehen oder Anleihen zur Durch¬
führung von Notstandsarbeiten auf dem Gebiete des Verkehrs¬
wesens.

Oldenburg, den 12. Juli 1932.

Auf Grund des vierten Teiles Kapitel II Artikel 1
der Verordnung des Reichspräsidenten über Maßnahmen
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zur Erhaltung der Arbeitslosenhilfe und der Sozialver¬
sicherung sowie zur Erleichterung der Wohlfahrtslasten
der Gemeinden vom 14 . Juni 1932 (RGBl . I S . 273 ff .)
verordnet das Staatsminnisterium für den Freistaat Ol¬
denburg was folgt:

Artikel 1.

Für die Aufnahme von Darlehen oder Anleihen des
Staates zur Durchführung von Notstandsarbeiten auf
dem Gebiete des Verkehrswesens im Rahmen des Arbeits-
Leschaffungsprogramms der Reichsregierung bedarf es
eines Beschlusses des Landtages nicht.

Artikel 2.

Darlehen oder Anleihen , die der Durchführung von
Notstandsarbeiten auf dem Gebiete des Verkehrswesens
im Rahmen des Arbeitsbeschaffungsprogramms der
Reichsregierung dienen , können für die Landesverbände
die Landesvorstände , für die Amtsverbände die Amts¬
vorstände und für die Stadtgemeinden die Städtmagi-
strate rechtsrvirksam aufnehmen ; einer Beschlutzfassung des
Landesausschusses , des Amtsrates oder des Stadtrates
bedarf es nicht.

Urkunden über diese Darlehen oder Anleihen können
vom Vorsitzenden der Landesvorstände , der Amtsvor¬
stände oder der Stadtmagistrate allein unterzeichnet
werden.

Oldenburg , den 12 . Juli 1932.

Staatsministerium.

I. . 8 . Röver . Spangemacher . Pauly.

C a r st e n s.
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Nr. 198.

Verordnung des Staatsministeriums zur Aenderung des revidierten

Zivilstaatsdienergesetzes vom 28 . März 1867 und Ermächtigung

des Staatsministeriums und anderer Behörden zu einer von

den Besoldungsgesetzen abweichenden Regelung des Dienstein¬

kommens der Beamten des Landes und der Lehrer und Be¬

amten der Gemeinden ( Gemeindeverbände ) und der sonstigen

Körperschaften des öffentlichen Rechts.

Oldenburg , den 12 . Juli 1932.

Auf Grund des ß 37 der Verfassung für den Frei-
jstaat Oldenburg vom 17 . Juni 1919 verordnet das
Staatsministerium , rvas folgt:

Artikel 1.

Das revidierte Zivilstaatsdienergesetz vom 28 . März
1867 wird , wie folgt , geändert:

1. Artikel 55 Z 1 in der Fassung der Verordnung
zur Verminderung der Personalausgaben vom
26 . März 1925 erhält folgende Fassung:

„Zivilstaatsdiener , die ohne ihre grobe Ver¬
schuldung zum Dienste bleibend unfähig geworden
sind, können ihre Versetzung in den Ruhestand ver¬
langen und auch wider ihren Willen in den Ruhe¬
stand versetzt werden.

Die Zivilstaatsdiener treten mit dem auf die
Vollendung des 65 . Lebensjahres zunächst folgen¬
den 1. April oder 1. Oktober in den Ruhestand.
Dies gilt nicht für die im Dienst befindlichen Staats¬
minister . Zivilstaatsdiener , die am 1. April 1932
das 65 . Lebensjahr bereits vollendet hatten , treten
mit dem 1. Oktober 1932 in den Ruhestand ."
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2. Artikel 56 K 3 in der Fassung der unter 1. ange¬
gebenen Verordnung erhält folgende Fassung:

„Ordentliche Richter können auf Grund des
Artikels 55 Z 1 Abs. 1 wider ihren Willen nur
mit zustimmendem Beschlüsse des höchsten Landes¬
gerichts, unter Beobachtung der im Artikel 44 Z 2
gegebenen Bestimmungen , in den Ruhestand versetzt
werden . Die Zustimmung kann bei nachgewiesener
bleibender Unfähigkeit des Richters zur Verwaltung
seines Amtes nicht verweigert werden ."

Artikel 2.

fl ) Das Staatsministerium wird ermächtigt, für die
Beamten , die in Stellen der planmäßigen Beamten (Zio -il-
staatsdiener ), deren Inhaber wegen Erreichung der Alters¬
grenze in den Ruhestand treten , angestellt oder befördert
werden, unter Beilegung der für diese Stellen festgesetzten
Amtsbezeichnungen das Grundgehalt und das sonstige
Diensteinkommen abweichend von den Bestimmungen des
Besoldungsgesetzes vom 25. Mai 1928 zu regeln . Die
Regelung darf für die Beamten nicht ungünstiger sein als
die Regelung , die für sie in den Stellen gilt , die sie bis
zur Anstellung oder Beförderung bekleiden.

(2) Abs. 1 gilt für die Volksschullehrer, die Ee-
meindeschullehrer, die Gewerbe- und Handelslehrer und
die Direktoren und landwirtschaftlichen Fachlehrer an den
landwirtschaftlichen Schulen entsprechend.

8 2.

8 1 gilt entsprechend für die Behörden , die für die
Anstellung oder Beförderung der nicht unter tz 1 Abs. 2
fallenden Beamten der Gemeinden (Gemeindeverbände)



869

und der sonstigen der Aussicht des Landes unterstehenden
Körperschaften des öffentlichen Rechts zuständig sind.

Artikel 3.

(1) Artikel 1 tritt mit der Verkündung dieser Ver¬
ordnung in Kraft.

(2) Artikel 2 tritt am 1. Oktober 1932 in Kraft.
Er tritt am 30. September 1934 außer Kraft . Die
erforderlichen Ausführungsbestimmungen werden vom
Staatsministerium erlassen.

Oldenburg , den 12. Juli 1932.

Staatsministerium.

In Vertretung des Ministerpräsidenten:
Spangemacher . Pauly.

D. 8.
Vr . Schrverdtfeger.

Ar. 199.
Verordnung des Staatsminifteriums für den Landesteil Olden¬

burg, betreffend die Gemeinde- Grund- und Gebäudesteuer.
Oldenburg, den 13. Juli 1932.

Auf Grund des K 37 der Verfassung für den Frei¬
staat Oldenburg vom 17. Juni 1919 verordnet das
Staatsministerium für den Landesteil Oldenburg , was
folgt:

8 1.
Die Gemeinden werden ermächtigt, wegen der rück¬

ständigen Beträge auf die Gemeinde - Grund - und Ee-
bäudefteuer , soweit diese vor dem 1. Oktober 1931 fällig
geworden sind, die gleiche Regelung zu treffen , wie es im
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Artikel II K 1 der Verordnung des Staatsministeriums
für den Landesteil Oldenburg vom 6 . Juli 1932 , be¬
treffend Arbeitsbeschaffung und Unterhaltung der Arbeits¬
losen (G . Bl . Bd . 47 S . 853 ) , geschehen ist.

8 2.

Macht eine Gemeinde von der Ermächtigung Ge¬
brauch , so hat sie hinsichtlich der Preisgestaltung dis
staatlichen Durchführungsbestimmungen zu der Verord¬
nung vom 6 . Juli 1932 anzuwenden . Den Gemeinden
bleibt es jedoch überlassen , die Liste der Naturalien zu
ändern und bezüglich der Gegenstände , die sie neu auf¬
nehmen wollen , die Preise selbständig festzusetzen.

8 3.

Solange die Durchführungsbestimmungen zu der Ver¬
ordnung vom 6. Juli d . Is . nicht ergangen sind, haben
die Gemeinden in der Durchführung der heutigen Ver¬
ordnung freie Hand.

8 4-

Diese Verordnung tritt mit der Verkündung in
Lraft.

Oldenburg , den 13 . Juli 1932.

Staatsministerium.

In Vertretung des Ministerpräsidenten:

Spangemacher.
D. 8.

Pauly-
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Nr̂ 200.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Aenderung der

Bekanntmachung vom 5 . Juni 1930 , betreffend polizeiliche
Anordnungen für den Verkehr auf dem Ems -Jade -Kanal und
dessen Zubehörungen.

Oldenburg , den 14 . Juli 1932.

Auf Grund des Artikels 9 Z 6 des Gesetzes vom
5 . Dezember 1868 , betreffend die Organisation des
Staatsministeriums , wird die Bekanntmachung von:
5. Juni 1930 wie folgt geändert:

8 1.

Der § 28 „ Schleppzugsordnung " erhält folgende
Fassung:

In einem Schleppzuge darf der Schlepper nicht mehr
als 5 Anhänger im Schlepp haben.

8 2.
Diese Bekanntmachung tritt mit dem Tage der Ver¬

kündung in Kraft.

Oldenburg , den 14 . Juli 1932.

Staatsmmisterium.

Spangemacher.

Nr. 201.
Verordnung des Staatsministeriums für den Freistaat Oldenburg,

betreffend die Zwangsvollstreckung wegen Eeldsorderungen in
Verwaltungssachen.

Oldenburg , den 14 . Juli 1932.

Auf Grund des 8 37 der Verfassung für den Frei¬
staat Oldenburg vom 17 . Juni 1919 verordnet das
Staatsministerium , was folgt:



8 1-
Dem Artikel 4 des Gesetzes vom 14. April 1882 , be¬

treffend die Zwangsvollstreckung wegen Geldforderun¬
gen in Verwaltungssachen , wird folgender neuer Satz 2
hinzugefügt:

Die Anordnung kann von Bedingungen , die das
Staatsministerium vorschreiben kann, abhängig gemacht
werden.

Diese Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in
Kraft.

Oldenburg , den 14. Juli 1932.

> Bekanntmachung des Staatsministeriums zur Ausführung der Ver¬
ordnung vom 14. Juli 1932, betreffend die Zwangsvollstrek-

Verwaltungssachen.

8 2.

Staatsministerium.

In Vertretung des Ministerpräsidenten:
Sp ang ema cher.

I.. 8.
Pauly.

Carsten s.

Nr. 202.

' Oldenburg, den 14. Juli 1932.

Das Staatsministerium erläßt auf Grund der Ver¬
ordnung vom 14. Juli 1932 , betreffend die Zwangsvoll¬
streckung wegen Eeldforderungen in Verwaltungssachen,
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für den Landesteil Oldenburg die folgenden Bestim¬
mungen:

1.

Für jedes Amt — Stadtmagistrat der Stadt l.
Klasse — wird ein Sicherungsausschutz eingerichtet.

2.

Der Sicherungsausschutz besteht aus dem Amtshaupt-
mann — einem Vertreter des Stadtmagistrats — als
Vorsitzenden und 2 Beisitzern.

Ein Beisitzer als Vertreter der Interessen der Gläu¬
biger wird von der Industrie - und Handelskammer , der
andere Beisitzer als Vertreter der Interessen des Schuld¬
ners wird für Verhandlungen über gewerbliche Grund¬
stücke von der Handwerkskammer und der Industrie - und
Handelskammer , für Verhandlungen über landwirtschaft¬
liche Grundstücke von der Landwirtschaftskammer vor-
geschlagen.

Für jeden Sicherungsausschutz sind von den genann¬
ten Kammern mehrere geeignete Personen als Beisitzer
vorzuschlagen.

Die Berufung der Beisitzer für den Verhandlungs¬
fall erfolgt durch das Amt — den Stadtmagistrat —.

Für Verhandlungen über gewerbliche Grundstücke
soll als Vertreter der Interessen des Schuldners der
Vertreter derjenigen Kammer zugezogen werden, der der
Grundstückseigentümer angehört.

3.

Der Vorsitzende führt die Geschäfte des Sicherungs¬
ausschusses,' er beruft und leitet die Verhandlungen und
hat die Beschlüsse vorzubereiten und auszuführen.
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Der Sicherungsausschutz ist beschlutzfähig , wenn autzer
dem Vorsitzenden mindestens ein Beisitzer anwesend ist.

Bei Stimmengleichheit gibt der Vorsitzende den
Ausschlag.

4.

Der Sicherungsausschutz hat die Aufgabe , zwischen
einem Schuldner und seinen Gläubigern zu vermitteln,
wenn der Schuldner außerstande ist , seinen Verpflichtungen
nachzukommen und deshalb die Zwangsversteigerung seines
landwirtschaftlichen oder gewerblichen Grundstücks in Aus¬
sicht steht oder angeordnet ist. Er soll zwischen dem
Grundstückseigentümer und seinen Gläubigern eine gütliche
Einigung über die Bezahlung der Schulden und die
etwaigen Vollstreckungsmatznahmen herbeiführen , die den
Interessen aller Beteiligten Rechnung trägt.

Der Sicherungsausschutz wird nur auf Antrag des
Grundstückseigentümers oder seines Gläubigers tätig.

Falls es dem Sicherungsausschutz nicht gelingt , eine
Einigung herbeizuführen , so ist die Angelegenheit auf
Antrag mindestens eines Beteiligten dem Ministerium des
Innern vorzulegen . Dieses versucht dann , eine Einigung
unter den Beteiligten herbeizuführen.

5.

Das Ersuchen der Verwaltungsbehörde um Zwangs¬
vollstreckung in das unbewegliche Vermögen des gewerb¬
lichen oder landwirtschaftlichen Betriebes gemäß Artikel
8 des Gesetzes für den Freistaat Oldenburg vom 14.
April 1882 , betreffend die Zwangsversteigerung wegen
Eeldforderungen in Verwaltungssachen , ist nur zulässig,
wenn zuvor dem Sicherungsausschutz Gelegenheit zur
Stellungnahme gegeben worden ist.

Soweit das zur Regelung der Schuldverhältnisse des
Grundstückseigentümers erforderlich erscheint, kann der
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Sicherungsausschutz beantragen , datz die Anordnung der
Zwangsvollstreckung (Vollstreckungsverfügung ) durch die
zuständige Verwaltungsbehörde ausgesetzt wird , lieber
den Antrag entscheidet, wenn staatliche Abgaben oder
Forderungen der staatlichen Finanzanstalten in Frage
kommen, das Ministerium der Finanzen , im übrigen das
Ministerium des Innern . Die Entscheidung ist endgültig.

6.

Die Reihenfolge der Verhandlung richtet sich nach der
Dringlichkeit der Anträge . Zuerst sind diejenigen Fälle
zur Verhandlung zu bringen , bei denen eine Zwangs¬
vollstreckung bereits angeordnet oder der Antrag auf
einstweilige Einstellung der Zwangsversteigerung auf
Grund der Vorschriften des dritten Teiles der Vierten
Notverordnung vom 8. Dezember 1931 und des zweiten
Teiles der Verordnung des Reichspräsidenten über Maß¬
nahmen auf dem Gebiete der Rechtspflege und der
Verwaltung vom 14. Juni 1932 abgelehnt worden ist.

Der Sicherungsausschutz kann die Verhandlung
aussetzen, bis über den Antrag auf einstweilige Ein¬
stellung der Zwangsversteigerung entschieden worden ist.

7.

Die Verhandlungen des Sicherungsausschusses sind
gebühren - und kostenfrei.

Die Tätigkeit der Beisitzer ist eine ehrenamtliche.
Die erforderlichen baren Reisekosten können ihnen aus der
Landeskasse erstattet werden.

Oldenburg , den 14. Juli 1932.

Staatsministerium.
In Vertretung des Ministerpräsidenten:

Spangemache r. Pauly.
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Nr. 203.
Bekanntmachung des Staatsministeriums über Verlängerung der Amts-

dauer der Mitglieder der Hauptversammlung der Staatsbank.
Oldenburg , den 14. Juli 1932.

Auf Grund des 8 37 der Verfassung für den Freistaat
Oldenburg vom 17. Juni 1919 bestimmt das Staatsmini¬
sterium folgendes:

Die am 31. Juli 1932 ablaufende Amtsdauer der
Mitglieder der Hauptversammlung der Staatsbank wird bis
zum 30. September 1932 verlängert, soweit die Berufung
der neuen Mitglieder bis zum 1. August 1932 nicht erfolgt
fein wird.

Oldenburg, den 14. Juli 1932.

Staatsministerimn.

In Vertretung des Ministerpräsidenten:
Spangemacher. P a u l y.
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